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DPolG fordert die Zahlung einer Angriffsentschädigung 
 
„Gewalt gegen Polizeibeamte darf nicht zum Berufsbild gehören.“  
 
Diese Aussage gilt selbstverständlich für alle Polizeibeschäftigten, denn unsere Kolleginnen und 
Kollegen handeln alle im gesetzlichen Auftrag, setzen das Recht um und treffen Maßnahmen, die 
notwendig sind, um unserer Rechtsordnung Geltung zu verschaffen. Polizeibeschäftigte sind als 
Teil der Exekutive, der personifizierte demokratische Rechtsstaat – nicht mehr, nicht weniger! 
 
Der polizeiliche Alltag unserer Kolleginnen und Kollegen, ist aber immer öfter geprägt von Be-
schimpfungen, Bedrohungen, Nötigungen und auch gewalttätigen Angriffen. Die Fallzahlen der Po-
lizeilichen Kriminalstatistik (PKS) sprechen eine eindeutige Sprache: Widerstandshandlungen und 
tätliche Angriffe gegen Polizeibeamte und Rettungskräfte verharren auf einem hohen Niveau oder 
steigen weiter an.  
 
Im Jahr 2021 gab es 770 tätliche Angriffe gegen Polizei und Rettungskräfte (2022: 830), dazu ka-
men 610 Widerstandshandlungen im Jahr 2021 (2022: 660). Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte 
werden immer häufiger Opfer, in den Jahren 2019 bis 2022 wurde ein kontinuierlicher Anstieg ver-
zeichnet. 
 
Dazu der Landesvorsitzende der DPolG Hamburg Thomas Jungfer: 
 
„Jeder Angriff auf einen Beschäftigten der Polizei, ist ein Angriff auf den Staat! Ich fordere 
den Hamburger Senat auf, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Polizei eine soge-
nannte Angriffsentschädigung zu zahlen, wenn sie Opfer eines tätlichen, rechtswidrigen 
Angriffs werden und daraufhin einen Dienst- beziehungsweise Arbeitsunfall erleiden. 
 
Die Angriffsentschädigung soll eine zusätzliche, einkommenssteuer- und pfändungsfreie 
Unfallfürsorgeleistung des Dienstherrn sein und mindestens in einer Höhe von 2.000 Euro 
ausbezahlt werden – dabei ist die Schwere der Verletzung von der Zahlung unabhängig.  
Die Angriffsentschädigung ist seit dem Jahr 2021 gelebte Praxis für die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes in Hessen. Die dortige Landesregierung hat erkannt, dass sich Für-
sorge und Wertschätzung auch in Euro bemessen. Das sollte auch der Maßstab für Ham-
burg sein.  
 
Ich fordere den Ersten Bürgermeister, Peter Tschentscher (SPD), sowie Innensenator Andy 
Grote (SPD) ausdrücklich auf, sich im Senat für die Einführung einer Angriffsentschädigung 
einzusetzen!“ 
 
 
 
Bei Rückfragen: 
Thomas Jungfer, Landesvorsitzender, Tel.: 0172-5696287 
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